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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

09.03.1984 

Geschäftszahl 

83/02/0537 

Rechtssatz 

Die Unanwendbarkeit der Bestimmungen des AVG 1950 über die Mutwillensstrafe gegenüber dem Vertreter des 
Beschuldigten hat nicht die Gegenstandslosigkeit dieser Bestimmung des AVG 1950 im 
Verwaltungsstrafverfahren zur Folge, weil die Verhängung einer Mutwillensstrafe ungeachtet dessen etwa gegen 
den nicht mit dem Beschuldigten identen, aber trotzdem Parteistellung im Verwaltungsstrafverfahren 
genießenden Privatankläger im Sinne des § 56 VStG 1950 in Betracht kommt, der offenbar mutwillig die 
Tätigkeit der Behörde in Anspruch nimmt 


